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Kreisverwaltung Kleve
Abt. 3.1 - Untere Jagdbehörde - 
Postfach 15 52 
47515 Kleve 

Antrag auf Zulassung zur Jägerprüfung 

Ich beantrage hiermit die Zulassung zur Jägerprüfung. 

1) Zur Person:
 

Name, Vorname Beruf

 

Geburtsdatum  Geburtsort, -kreis

 

Ständiger Wohnsitz (PLZ, Ort, Straße, Haus-Nr.) 

 

Ständiger Wohnsitz gemeldet seit 

 

Vorheriger Wohnsitz (PLZ, Ort, Straße, Haus-Nr., Kreis, Land: Nur ausfüllen, wenn der Antragsteller weniger als ein Jahr am angegebenen 
Wohnsitz wohnt.) 

 

Zweiter Wohnsitz (falls ja, PLZ, Ort, Kreis, Land) 

   Nein       Ja 
 

Versagungsgründe im Sinne des § 17 BJG *) liegen vor 

   Nein       Ja 
 

Vorbestraft (falls ja: Datum, Gericht, Grund) 

   Nein       Ja 

 

Schwebendes Ermittlungs-Strafverfahren gegen mich (falls ja: Ort der Staatsanwaltschaft, Grund) 

 

Führungszeugnis vom: 

   ist beigefügt         wurde beantragt am:

2) Jägerprüfung:

a) Ich habe bereits an einer Jägerprüfung teilgenommen (falls ja: Datum, Ort, Behörde) 

Nein       Ja _____________________________________________________________________ 

b) Ich habe einen Antrag auf Zulassung zur Jägerprüfung an anderer Stelle gestellt 

Nein       Ja _____________________________________________________________________ 

c) Ich nehme an dem von der Landesvereinigung der Jäger durchgeführten Kursus zur Vorbereitung auf die Jägerprüfung teil. 

   Nein       Ja  _____________________________________________________________________ 

3) Erklärung:

Ich versichere, dass ich vorstehende Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht habe. Es ist mir 
bekannt, dass ich im Falle unrichtiger oder unvollständiger Angaben oder im Falle der Vorlage unzutreffender 
Urkunden von der Teilnahme an der Prüfung ausgeschlossen werden kann und dass dann die von mir abgelegte 
Prüfung und ein mir darauf erteilter Jagdschein für ungültig erklärt sowie Prüfungszeugnis und Jagdschein einge-
zogen werden können. 

________________________________________  ______________________________________ 
Ort, Datum und Unterschrift des Antragstellers/der Antragstellerin  Bei Minderjährigen: Unterschrift des gesetzlichen Vertreters 

Anlagen: 
1 amtliches Führungszeugnis 
Nachweis "Kurzwaffe" 
Nachweis "Sachkunde" 

*) Rückseite beachten.
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Bundesjagdgesetz 
§ 17 Versagung des Jagdscheines 

 

 
(1) Der Jagdschein ist zu versagen  
1. Personen, die noch nicht sechzehn Jahre alt sind; 
2. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie die erforderliche Zuverlässigkeit oder  
    körperliche Eignung nicht besitzen; 
3. Personen, denen der Jagdschein entzogen ist, während der Dauer der Entziehung oder einer  
    Sperre (§§ 18, 41 Abs. 2); 
4. Personen, die keine ausreichende Jagdhaftpflichtversicherung (fünfhunderttausend Euro für Personenschäden  
    und fünfzigtausend Euro für Sachschäden) nachweisen; die Versicherung kann nur bei einem Versicherungs- 
    unternehmen mit Sitz in der Europäischen Union oder mit Niederlassung im Geltungsbereich des Versicherungs- 
    aufsichtsgesetzes genommen werden; die Länder können den Abschluss einer Gemeinschaftsversicherung  
    ohne Beteiligungszwang zulassen. 
Die zuständige Behörde hat bei der nach § 48 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 des Waffengesetzes für die Aus- 
führung des Waffengesetzes zuständigen Behörde (Waffenbehörde) eine Auskunft einzuholen, ob die  
Zuverlässigkeit und die persönliche Eignung im Sinne der §§ 5 und 6 des Waffengesetzes gegeben sind. Die  
Waffenbehörde teilt der Jagdbehörde das Ergebnis der Prüfung der Zuverlässigkeit und der persönlichen Eignung  
sowie tragende Gründe mit. Fehlen die Zuverlässigkeit oder die persönliche Eignung im Sinne der §§ 5 und 6 des  
Waffengesetzes, darf nur ein Jagdschein nach § 15 Abs. 7 erteilt werden. 
(2) Der Jagdschein kann versagt werden  
1. Personen, die noch nicht achtzehn Jahre alt sind; 
2. Personen, die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes sind; 
3. Personen, die nicht mindestens drei Jahre ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt ununterbrochen  
    im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben; 
4. Personen, die gegen die Grundsätze des § 1 Abs. 3 schwer oder wiederholt verstoßen haben. 
(3) Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen Personen nicht, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie  
1. Waffen oder Munition missbräuchlich oder leichtfertig verwenden werden; 
2. mit Waffen oder Munition nicht vorsichtig und sachgemäß umgehen und diese Gegenstände nicht sorgfältig  
    verwahren werden; 
3. Waffen oder Munition an Personen überlassen werden, die zur Ausübung der tatsächlichen Gewalt über diese  
    Gegenstände nicht berechtigt sind. 
(4) Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen in der Regel Personen nicht, die  
1.     a) wegen eines Verbrechens, 
        b) wegen eines vorsätzlichen Vergehens, das eine der Annahmen im Sinne des Absatzes 3 Nr. 1 bis 3  
            rechtfertigt, 
        c) wegen einer fahrlässigen Straftat im Zusammenhang mit dem Umgang mit Waffen, Munition oder  
            Sprengstoff, 
        d) wegen einer Straftat gegen jagdrechtliche, tierschutzrechtliche oder naturschutzrechtliche Vorschriften, das 
            Waffengesetz, das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen oder das Sprengstoffgesetz 
        zu einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, Geldstrafe von mindestens 60 Tagessätzen oder mindestens zweimal 
        zu einer geringeren Geldstrafe rechtskräftig verurteilt worden sind, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der 
        letzten Verurteilung fünf Jahre nicht verstrichen sind; in die Frist wird die Zeit eingerechnet, die seit der Voll- 
        ziehbarkeit des Widerrufs oder der Rücknahme eines Jagdscheines oder eines Waffenbesitzverbotes  
        nach § 41 des Waffengesetzes wegen der Tat, die der letzten Verurteilung zugrunde liegt, verstrichen ist; in  
        die Frist nicht eingerechnet wird die Zeit, in welcher der Beteiligte auf behördliche oder richterliche Anordnung 
        in einer Anstalt verwahrt worden ist; 
2. wiederholt oder gröblich gegen eine in Nummer 1 Buchstabe d genannte Vorschrift verstoßen haben; 
3. geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind; 
4. trunksüchtig, rauschmittelsüchtig, geisteskrank oder geistesschwach sind. 
(5) Ist ein Verfahren nach Absatz 4 Nr. 1 noch nicht abgeschlossen, so kann die zuständige Behörde die Ent- 
scheidung über den Antrag auf Erteilung des Jagdscheines bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens aus-   
setzen. Die Zeit der Aussetzung des Verfahrens ist in die Frist nach Absatz 4 Nr. 1 erster Halbsatz einzurechnen. 
(6) Sind Tatsachen bekannt, die Bedenken gegen die Zuverlässigkeit nach Absatz 4 Nr. 4 oder die körperliche  
Eignung nach Absatz 1 Nr. 2 begründen, so kann die zuständige Behörde dem Beteiligten die Vorlage eines amts- 
oder fachärztlichen Zeugnisses über die geistige und körperliche Eignung aufgeben. 
 
 
 

 
 



Mitteilung zur Erhebung von personenbezogenen Daten und Informationen zum Datenschutz 

Der Kreis Kleve verarbeitet Ihre personenbezogenen Daten, wenn Sie den Antrag auf Zulassung zur 
Jägerprüfung ausfüllen oder Ihre Daten bereits vorab mitgeteilt haben. Dabei werden Ihre Daten gemäß den 
gesetzlichen Vorgaben, insbesondere denen der seit dem 25.05.2018 unmittelbar geltenden EU-Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO) in Verbindung mit dem Datenschutzgesetz NRW (DSG NRW) verarbeitet. Für die 
Inanspruchnahme und Ausführung der Dienstleistung bzw. für die Durchführung des Verwaltungsverfahrens zur 
Zulassung zur Jägerprüfung ist die Verarbeitung von personenbezogenen Daten erforderlich. Ihre in diesem 
Zusammenhang zu verarbeitenden personenbezogenen Daten sind zweckgebunden, das heißt, sie werden nur 
für den Zweck verwendet, für den Sie erhoben worden sind. Zur Erfüllung des vorgenannten Zwecks werden ihre 
Daten ausschließlich im Rahmen datenschutzrechtlicher Zulässigkeiten an Dritte, wie z.B. andere öffentliche 
Stellen (Bundesamt für Justiz etc.), übermittelt. 

Auf Ihre Rechte zu Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung, Datenübertragbarkeit und 
Widerspruch bezüglich der erfassten personenbezogenen Daten wird an dieser Stelle ausdrücklich hingewiesen. 
Rechtsgrundlage hierfür sind die Artikel 15 bis 21 der DS-GVO und die Vorschriften des DSG NRW.  

Verantwortliche Person im Sinne der DS-GVO:

Kreis Kleve 
Der Landrat
Nassauerallee 15-23 
47533 Kleve 
Telefon 02821 85-0 
Telefax 02821 85-500 
eMail info@kreis-Kleve.de  
Internet www.kreis-Kleve.de 

Die Einhaltung der rechtlichen Grundlagen bzw. Voraussetzungen werden durch den Datenschutzbeauftragten 
des Kreises Kleve überwacht. Den Datenschutzbeauftragten des Kreises Kleve erreichen Sie unter der eMail 
datenschutzbeauftragter@kreis-kleve.de oder telefonisch unter 02821/85-888. 
Der Datenschutzbeauftragte ist nicht zuständig für datenschutzrechtliche Fragen in Bezug auf die Tätigkeit der 
kreisangehörigen Städte und Gemeinden, anderer Behörden auf kommunaler, Landes- oder Bundesebene oder 
privater Unternehmen und Vereine. Insofern wenden Sie sich bitte unmittelbar an die Datenschutzbeauftragte 
bzw. den Datenschutzbeauftragten der betreffenden Stelle.  

Datenschutzrechtliche Beschwerden über den Kreis Kleve richten Sie bitte an die  
Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen, 
Kavalleriestr. 2-4, 
40213 Düsseldorf 
Telefon: 0211/38424-0 
Fax: 0211/38424-10 

eMail: poststelle@ldi.nrw.de 
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Der Begriff der personenbezogenen Daten ist in Artikel 4 Ziffer 1 der DS-GVO definiert. Demnach handelt es sich 
um alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen. Darunter 
fallen beispielsweise Ihr Name, Ihre Anschrift, Ihre Telefonnummer oder Ihr Geburtsdatum. 

Was bedeutet die Verarbeitung von Daten? 

Die Bedeutung der Verarbeitung personenbezogener Daten ergibt sich aus Artikel 4 Ziffer 2 DS-GVO. Danach ist 
die Bezeichnung „Verarbeitung“ ein umfassender Oberbegriff für sämtliche Verfahrensweisen im Umgang mit 
Daten. Hierzu zählen beispielsweise die Erhebung, die Speicherung, die Verwendung, die Übermittlung und die 
Löschung von personenbezogenen Daten.  

Ihre Rechte nach der DS-GVO 

Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt dabei aufgrund folgender Rechtsgrundlage: § 17 
Landesjagdgesetz (LJG NRW) und § 4 Landesjagdgesetzdurchführungsverordnung (DVO LJG-NRW) i.V.m. 
Artikel 6 der Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO). 
 
Zur Erfüllung des vorgenannten Zwecks werden Ihre Daten ausschließlich im Rahmen datenschutzrechtlicher  
Zulässigkeiten an folgende Empfänger übermittelt: Kreispolizeibehörde 

Aufgrund der vorgenannten Rechtsgrundlage sind Sie verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten 
bereitzustellen. Sofern Sie Ihre personenbezogenen Daten nicht bereitstellen möchten, hätte dies zur Folge, dass 
die vorgenannte Dienstleistung nicht beansprucht bzw. erbracht werden könnte oder dass die Durchführung des 
Verwaltungsverfahrens nicht beendet werden könnte. Dies würde ggf. zur Ablehnung Ihres Antrags führen. Die 
von Ihnen im Rahmen dieses Verwaltungsverfahrens erfassten personenbezogenen Daten werden für die Dauer 
des Prüfungsverfahrens sowie nach Maßgabe der geltenden Aufbewahrungsfristen gespeichert.  

Was sind personenbezogene Daten? 

mailto:info@kreis-Kleve.de
http://www.kreis-kleve.de/
mailto:datenschutzbeauftragter@kreis-kleve.de
mailto:poststelle@ldi.nrw.de

	Name Vorname: 
	Beruf: 
	Geburtsdatum: 
	Geburtsort kreis: 
	Ständiger Wohnsitz PLZ Ort Straße HausNr: 
	Ständiger Wohnsitz gemeldet seit: 
	Vorheriger Wohnsitz PLZ Ort Straße HausNr Kreis Land Nur ausfüllen wenn der Antragsteller weniger als ein Jahr am angegebenen Wohnsitz wohnt: 
	Zweiter Wohnsitz Falls Ja PLZ Ort Kreis Land: 
	Nein 1: Off
	Ja 1: Off
	Versagungsgründe im Sinne des  17 BJG  liegen vor: 
	Nein 2: Off
	Ja 2: Off
	Nein 3: Off
	Ja 3: Off
	Vorbestraft Falls Ja Datum Gericht Grund: 
	Schwebendes ErmittlungsStrafverfahren gegen mich Falls Ja Ort der Staatsanwaltschaft Grund: 
	ist beigefügt: Off
	wurde beantragt am: Off
	Antragsdatum Führungszeugnis: 
	Nein 4: Off
	Ja 4: Off
	a Ich habe bereits an einer Jägerprüfung teilgenommen Falls Ja Datum Ort Behörde: 
	Nein 5: Off
	Ja 5: Off
	b Ich habe einen Antrag auf Zulassung zur Jägerprüfung an anderer Stelle gestellt: 
	Nein 6: Off
	Ja 6: Off
	c Ich nehme an dem von der Landesvereinigung der Jäger durchgeführten Kursus zur Vorbereitung auf die Jägerprüfung teil: 
	Ort, Datum: 


